
Aktenzeichens 5 AZR 226/96
Bundesarbeitsgericht 5. Senat Urteil vom 12. März 1997

- 5 AZR 226/96 -
I. Arbeitsgericht

Wiesbaden
Urteil vom 03. Mai 1995 
- 3 Ca 3575/94 -

II. Hessisches
Landesarbeitsgericht

Urteil vom 17. Januar 1996 
- 1/15 Sa 1075/95 -

Für die Amtliche Sammlung; Nein 
Für die Fachpresse : Ja
Für das Bundesarchiv : Nein

EntscheidungsStichwort;
Zuschuß zum Mutterschaftsgeld bei Arbeitsunfähigkeit

Gesetz:
MuSchG § 14 Abs. 1, § 3 Abs. 2, § 5 Abs. 2 Satz 2, § 6 Abs. 1 
Satz 2 in der bis zum 31. Dezember 1996 gültigen Fassung; RVO 
§ 200 Abs. 1, Abs. 3; SGB V § 49 Abs. 1 Nr. 3, 3a

Leitsatz;
Der Anspruch auf den Zuschuß zum Mutterschaftsgeld entfällt 
nicht deshalb, weil die Frau während der Schutzfristen 
arbeitsunfähig krank war {Bestätigung von BAGE 56, 191 ** AP 
Nr. 7 zu § 14 MuSchG 1968).
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5 AZR 226/96
1/15 Sa 1075/95 Hessisches Landesarbeitsgericht

Verkündet am 
12. März 1997

Im Nam en des Volkes!

U r t e i l
Clobes, 
Amtsinspektor 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

In Sachen

PP-

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der münd­
lichen Verhandlung vom 12. Mär2' 1997' durch den Richter Schliemann 
als Vorsitzenden, die Richter Dr. Reinecke und Bröhl sowie die

• t-ehrenamtlichen Richter Glaubet? und,,Buschmann für Recht erkannt:

1. Die Revision der Beklagten gegen das Urteil 
des Hessischen Landesarbeitsgerichts vom
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-  2 -

17. Januar 1996 - 1/15 Sa 1075/95 - wird zu­
rückgewiesen .

2. Die Beklagte hat die Kosten der Revision zu 
tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s t a.n d.

Die Parteien streiten um den Zuschuß zum Mutterschaftsgeld.

Die Klägerin war seit dem 1. Juli 1993 als Buchhalterin zu 
einem Bruttomonatsentgelt von 3.600,00 DM im Metallwarengroßhan­
del der Beklagten beschäftigt. Seit dem 20. Oktober 1993 war die 
Klägerin fortlaufend infolge Krankheit arbeitsunfähig. Die Kläge­
rin wurde schwanger. Mit Schreiben vom 1. Januar 1994 sprach die 
Beklagte die Kündigung des ArbeitsVerhältnisses aus. Am 19. Janu­
ar 1994 teilte die Klägerin der Beklagten ihre Schwangerschaft 
mit. Durch rechtskräftiges Urteil des Arbeitsgerichts Wiesbaden 
vom 29. Juni 1994 (- 3 Ca 289/94 -) wurde festgestellt, daß das 
ArbeitsVerhältnis der Klägerin durch die Kündigung nicht beendet 
worden ist, sondern weiter fortbesteht.

Der behandelnde Arzt gab als mutmaßlichen Tag der Entbindung 
den 26. September 1994 an. Tatsächlich wurde das Kind der Kläge­
rin bereits am 24. August 1994 geboren. Es handelte sich um eine 
Frühgeburt.

Die Klägerin erhielt von der Krankenkasse Krankengeld für 
die Zeit vom 2. Dezember 1993 bis zum 12. Juli 1994 und im Än-
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3

Schluß daran Mutterschaftsgeld für die Zeit vom 13. Juli bis zum 
16. November 1994 in Höhe von 3,175,00 DM, d .h . 25,00 DM je Ka­
lendertag . Bei der Berechnung der vorgeburtlichen Schutzfrist 
nach § 3 Abs. 2 MuSchG legte die Krankenkasse den tatsächlichen 
Geburtstermin (24. August 1994 ) zugrunde und nicht den vom Arzt 
ursprünglich angegebenen mutmaßlichen Tag der Entbindung. Die 
Klägerin war über den 13. Juli 1994 hinaus weiter arbeitsunfähig 
krank.

Sie begehrt den Zuschuß zum Mutterschaftsgeld und hat die 
Auffassung vertreten, ihr stehe dieser nach § 14 Abs. 1 Satz 1 
MuSchG auch für einen Zeitraum für sechs Wochen vor der tatsäch­
lichen Geburt, für den Tag der Entbindung und - wegen des Vorlie- 
gens einer Frühgeburt - für zwölf Wochen nach der Niederkunft zu, 
insgesamt also für 127 Tage. Sie hat zuletzt beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an sie 6.987,29 DM 
netto zuzüglich 4 % Zinsen ab 29. Dezember 1994 
zu zahlen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat 
vorgetragen: Da die Klägerin während der Schutzfristen weiter ar­
beitsunfähig krank gewesen sei, gehe das Beschäftigungsverbot 
nach § 3 Abs. 2 und § 6 Abs. 1 MuSchG ins Leere. Die Klägerin 
habe auch für diesen Zeitraum Anspruch auf Krankengeld. Bei einer 
Frühgeburt müsse der sechswöchige Zeitraum vor der Niederkunft 
von dem ursprünglich vom Arzt angenommenen Geburtstermin zurück­
gerechnet werden, nicht aber von dem tatsächlichen Geburtstermin. 
Daher sei sie, wenn überhaupt, nicht schon für die Zeit ab 
13. Juli 1994, sondern erst ab dem 15. August 1994 zur Zahlung
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verpflichtet.

- 4 -

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen, das Landesar­
beitsgericht hat ihr stattgegeben. Mit der Revision erstrebt die 
Beklagte die Wiederherstellung des erstinstanzlichen Urteils.

E.n t s.c_1l.eULduyLn g s ,ti,.r.,ii.n..„d.,e,„„_s

Die Revision ist nicht begründet, Das Landesarbeitsgericht 
hat der Klägerin zu Recht den Zuschuß zum Mutterschaftsgeld für 
die Zeit vom 13. Juli bis zum 16. November 1994 zugesprochen.

I. Nach § 200 Abs. 1 RVO erhalten weibliche Mitglieder der 
Krankenkasse, "die bei Arbeitsunfähigkeit Anspruch auf Kranken­
geld haben oder denen wegen der Schutzfristen nach § 3 Abs. 2 und 
§ 6 Abs. 1 des Mutterschutzgesetzes kein Arbeitsentgelt gezahlt 
wird", Mutterschaftsgeld, wenn sie eine bestimmte Zeit vor der 
Entbindung Mitglieder waren oder in einem ArbeitsVerhältnis stan­
den . § 200 Abs. 3 RVO bestimmt, daß "das Mutterschaftsgeld ... 
für die letzten sechs Wochen vor der Entbindung, den Entbindungs- 
tag und für die ersten acht Wochen, bei Mehrlings- und Frühgebur­
ten für die ersten zwölf Wochen nach der Entbindung gezahlt" 
wird.

Gemäß § 14 Abs. 1 Satz 1 MuSchG erhalten "Frauen, die An­
spruch auf Mutterschaftsgeld nach § 200 RVO ,.. haben, ... für 
die Zeit der Schutzfristen des § 3 Abs. 2 und § 6 Abs. 1 sowie
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für den Entbindungstag von ihrem Arbeitgeber einen Zuschuß in 
Höhe des Unterschiedsbetrags zwischen 25,00 DM und dem um die ge­
setzlichen Abzüge verminderten durchschnittlichen kalendertägli­
chen Arbeitsentgelt". Nach der bis zum 31. Dezember 1996 gelten­
den Fassung des § 6 Abs. 1 Satz 2 MuSchG (Gesetz zur Änderung des 
Mutterschutzrechts vom 20. September 1996, Art. 1 Nr. 3, BGBl. I, 
S. 2110) endet die Schutzfrist für Mütter nach Früh- und Mehr­
lingsgeburten 12 Wochen nach der Entbindung.

II. Die Klägerin hatte nach § 200 Abs. 1, 3 RVO für die letzten 
sechs Wochen vor der Entbindung, den Entbindungstag und - wegen 
der Frühgeburt - für die ersten zwölf Wochen nach der Entbindung, 
also für die Zeit vom 13. Juli bis zum 16. November 1994 Anspruch 
auf Mutterschaftsgeld.

Maßgebend für die Berechnung der vorgeburtlichen Schutzfrist 
ist der Zeitpunkt der tatsächlichen Entbindung (BAG Urteil vom 
7. Oktober 1987 - 5 AZR 610/86 - BAGE 56, 191 = AP Nr. 7 zu § 14 
MuSchG 1968; BSG Urteil vom 27. Februar 1984 - 3 RK 17/83 - DOK 
1984, 344) . Zwar ist nach § 200 Abs. 3 Satz 2 RVO "für die Zah­
lung des Mutterschaftsgeldes vor der Entbindung ... das Zeugnis 
eines Arztes oder einer Hebamme maßgebend, in dem der mutmaßliche 
Tag der Entbindung angegeben ist". Jedoch bestimmt § 200 Abs. 3 
Satz 4 RVO, daß sich die Bezugsdauer bei einem Irrtum des Arztes 
oder der Hebamme über den Zeitpunkt der Entbindung die Bezugsdau­
er entsprechend verlängert. Daraus ergibt sich, daß es nach dem 
Willen des Gesetzgebers bei einem Auseinanderfallen von tatsäch­
lichem und ärztlich bescheinigtem mutmaßlichen Geburtstermin nur
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zu einer Verlängerung, nicht aber zu einer Verkürzung der An­
spruchsdauer kommen kann.

Der Anspruch auf Mutterschaftsgeld entfällt nicht etwa des­
halb , weil die Klägerin über den Beginn der Schutzfristen hinaus 
weiter arbeitsunfähig krank war. Das ergibt sich aus § 49 Abs. 1 
SGB V (bis zum 31. Dezember 1996 Nr. 3, ab 1. Januar 1997 
Nr. 3a). Danach ruht der Anspruch auf Krankengeld, solange Versi­
cherte Mutterschaftsgeld beziehen.

III. Für den genannten Zeitraum hat die Klägerin auch Anspruch 
auf den Zuschuß zum Mutterschaftsgeld.

Aus Wortlaut, Entwicklungsgeschichte und Sinn und Zweck des 
§ 14 Abs. 1 MuSchG folgt, daß der Zuschuß für den selben Zeitraum 
zu zahlen ist, für den die Frau Anspruch auf Mutterschaftsgeld 
hat. Das bedeutet: Auch hier ist der Zeitpunkt der tatsächlichen 
Entbindung und nicht der ärztlich bescheinigte "mutmaßliche Tag 
der Entbindung" maßgebend. § 5 Abs. 2 Satz 2 MuSchG, wonach sich 
die Sechswochenfrist des § 3 Abs. 2 MuSchG verkürzt oder verlän­
gert, wenn sich Arzt oder Hebamme über den Zeitpunkt der Entbin­
dung irren, findet keine Anwendung.

An dieser im Urteil vom 7. Oktober 1987 (aaO) ausführlich 
begründeten Auffassung hält der Senat fest. Die Vorschrift ver­
weist nur auf § 3 Abs. 2 MuSchG und nicht auf § 5 Abs. 2 Satz 2 
MuSchG. Nach § 200 RVO, § 14 MuSchG soll die Mutter innerhalb der
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Schutzfristen Mittel in Höhe ihres Nettoverdienstes erhalten. Von 
daher scheidet eine Auslegung, nach der die AnspruchsZeiträume 
für den Bezug von Mutterschaftsgeld und den Zuschuß zum Mutter­
schaftsgeld auseinanderfallen, aus.

IV. Daraus ergibt sich weiter, daß auch der Anspruch auf den Zu­
schuß zum Mutterschaftsgeld nicht deshalb entfällt, weil die Klä­
gerin über den Beginn der Schutzfristen hinaus arbeitsunfähig 
krank war. Eine Arbeitsunfähigkeit mit etwa daran anknüpfenden 
Leistungspflichten bleibt für die Dauer der Schutzfristen nach 
dem Muttersehutzgesetz außer Betracht. Während der Schutzfristen 
wird die Frau durch Mutterschaftsgeld und Zuschuß und nicht durch 
EntgeltfortZahlung und Krankengeld gesichert.

An dieser bereits im Urteil vom 7. Oktober 1987 (aaO) ver­
tretenen Auffassung ist auch unter Geltung des EntgeltfortZah­
lungsgesetzes festzuhalten. § 1 Abs. 3 Nr. 3 LohnFG, gültig bis 
zürn 31. Mai 1994, bestimmte, daß Ansprüche auf EntgeltfortZahlung 
im Krankheitsfall für den Zeitraum nicht bestehen, für den eine 
Arbeiterin Anspruch auf Mutterschaftsgeld hat. Auch für die Ange­
stellten war - schon vor Inkrafttreten des Lohnfortzahlungsgeset­
zes - in der Rechtsprechung anerkannt, daß für die Dauer der 
Schutzfristen vor und nach der Geburt kein Anspruch auf Fortzah­
lung der Bezüge bei Arbeitsunfähigkeit besteht (BAGE 10, 7 = AP 
Nr. 20 zu § 63 HGB). Das EntgeltfortZahlungsgesetz enthält keine 
§ 1 Abs. 3 Nr. 3 LohnFG entsprechende Bestimmung. An der Rechts­
lage hat sich dadurch aber nichts geändert (Kaiser/Dunkl/Hold/
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Kleinsorge, EFZG, 3. Auf1. 19 96 , § 3 EFZG Rz 63; HzA/Vossen,
Stand Februar 1997 , Gruppe 2, Rz 87; Geyer/Knorr/Krasney, Ent­
gelt fort zahlung-Krankengeld-Mutt er schaf tsgeld, Stand Dezember 
1996, § 3 EFZG Rz 194, 200; Marienhagen, EFZG, Stand März 1995,
§ 3 Rz 22). Wenn die Frau während der Schutzfrist erkrankt, fehlt 
es am Erfordernis der alleinigen Kausalität der Arbeitsunfähig­
keit für den Arbeitsausfall. Da im übrigen für Angestellte auch 
ohne gesetzliche Bestimmung dasselbe galt, war eine ausdrückliche 
gesetzliche Bestimmung nicht erforderlich.

Schliemann Bröhl Reinecke

Glaubitz Buschmann
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